Der Vorfall, von dem hier berichtet werden soll, ereignete sich
im Februar 1919. Der Schauplatz der Handlung ist die Ge-
meinde Wentorf, ein Ort im siidlichen Teil des Herzogtums
Lauenburg, unmittelbar an der Grenze zu Hamburg-Berge-
dorf. Die Gemeinde hatte zu jener Zeit etwa 1500 Einwohner.
Sie bestand aus dem alten Dorf mit iiberwiegend bauerlichen
Betrieben und aus der im Billetal gelegenen Villenkolonie
Neu-Wentorf, in der sich vor allem wohlhabende Biirger aus
dem nahegelegenen Hamburg angesiedelt hatten. Am Rand
des alten Dorfes waren auBBerdem einige Strallenziige mit Ar-
beiterwohnungen entstanden, deren Bewohner in ihrer Mehr-
zahl in den Industriebetrieben in Bergedorf Beschiftigung fan-
den.

Der iiberwiegend bauerlichen und biirgerlichen Bevilke-
rungsstruktur des Ortes entsprach die politische Orientierung
seiner Bewohner, die vor 1914 in ihrer Mehrheit konservativ
oder liberal gewihlt hatten. Der Gemeindevertretung gehor-
ten deshalb zur Zeit des Dreiklassenwahlrechts nur Vertreter
biirgerlicher Parteien an. Den Sozialdemokraten war es im
Jahre 1904 gelungen, eine eigene ortliche Organisation zu bil-
den, politische Erfolge bei den Gemeindevertreterwahlen blie-
ben ihnen aber versagt. Bei der Spaltung der SPD im Frithjahr
1917 verblieb der Ortsverein bei den Mehrheitssozialdemokra-
ten. Die Initiative zur Bildung eines Arbeiterrates im Novem-
ber 1918 ging ausschlieBlich von der ortlichen Parteiorganisa-
tion aus. Andere gesellschaftliche Krifte, die ein Interesse an
der Bildung eines Arbeiterrates hiatten haben kénnen, gab es in
Wentorf nicht.

Von der Bildung eines Arbeiterrates in Wentorf erfahren wir
zuerst aus einem Schreiben des Gemeindevorstehers an den
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Blick auf die Villenkolonie Neu-Wen-
torf in den 20er Jahren. In diesem land-
schafilich reizvollen Gebier hatten sich
um die Jahrhundertwende iiberwie-
gend wohlhabende Hamburger Kauf-
leute angesiedelt. Ein Grund dafiir
diirfte die giinstige Verkehrslage des
Gebietes durch die Nihe des Reinbeker
Bahnhofs gewesen sein. Am oberen
Bildrand ist die Bille zu erkennen.

Die von den Haussuchungen des Ar-
beiterrates im Februar 1919 betroffenen
Villenbesitzer lebten alle in diesem Ge-
biet - siche Anmerkung 3. Der Ob-
mann des Arbeiterrates Rubach wohnte
ebenfalls in diesem Viertel. (Foto: H.
E. Krause, Wentorf)



' LAS 320/Rz Nr. 582: Schreiben des
Gemeindevorsichers Ahrendt an den
Landrat in Ratzeburg/St. Georgsberg.
? Vorher diirfte der Arbeiterrat nur
aus 3 Personen bestanden haben, nim-
lich aus den in die Gemeindevertre-
tung delegierten Arbeitervertretern
Bruhns, Guthardt und Francke.

¥ Nach einem Bericht des Gendarme-
riewachtmeisters Drews an den Land-
rat in Ratzeburg/St. Georgsberg v. 7.
2. 1919 wurden bei folgenden Einwoh-
nern Wentorfs Haussuchungen und
Beschlagnahmen von Lebensmitteln
vorgenommen — LAS 320/Rz Nr. 582:
a) Bei den Landwirten: Lindemann, v.
Have, Steffens, Niemann, Schmidt, v.
d. Heide, Holting, Klihn, GroB,

b) Bei den Villenbesitzern: Kaufmann
Raben, Architekt Reinhardt, Proku-
rist Stolte, Kaufmann Kichn, Direkior
Alfeis, Kaufmann Peters, Privatier
Prigge.

Bei dem ,Gemeinniitzigen Verein
Wentorf/Reinbek® handelie es sich
um einen ZusammenschluB der in den
beiden Orten bestehenden biirgerli-
chen Parteien. Erklirtes Ziel dieses
Vercins war ¢s, bei den Wahlen im
Frihjahr 1919 sozialdemokratische
Mechrheiten in Wentorf und Reinbek
zu verhindern. Vorsitzender war im
Frihjahr 1919 der Fabrikbesitzer Wil-
helm Alfeis.

4 LAS 320/Rz Nr. 582: Schreiben des
John Prigge aus Wentorf v. 5. 2. 1919
und des Wilhelm Alfeisv. 4. 2. 1919 an
das Landratsamt in Ratzeburg/St. Ge-
orgsberg.

Landrat in Ratzeburg vom 29. 11. 1918." Der Gemeindevorste-
her fragt an, ob 3 Arbeitervertreter, wie von der Gemeindever-
tretung beschlossen, bei den Sitzungen der Gemeindevertre-
tung mit beraten und mit abstimmen diirfen. Ohne Druck von
Seiten des zu diesem Zeitpunkt bereits bestehenden Arbeiter-
rates wird dieser BeschluB allerdings nicht gefaBt worden sein,
denn der Gemeindevorsteher vergiBt nicht, hinzuzuzfiigen,
daB dieses nach seiner Meinung aufgrund der noch geltenden
preuBischen Landgemeindeordnung nicht der Fall sei. In dem
Antwortschreiben des Landrats heillt es dann allerdings, daBl
die Arbeitervertreter bei den Sitzungen der Gemeindevertre-
tung wohl zugegen sein diirfen, aber nicht die Berechtigung
haben, an den Abstimmungen teilzunehmen.

Der néichste Hinweis auf die Tatigkeit des Arbeiterrates ist
einer Pressenotiz in der sozialdemokratischen Tageszeitung
~Hamburger Echo* vom 24. 12. 1918 zu entnehmen. In ihr ist
zu lesen, daB der Arbeiterrat auf einer Mitgliederversammlung
des sozialdemokratischen Vereins am 20. 12. 1918 beantragt
hat, die Zahl seiner Mitglieder auf sieben zu erhéhen, um den
bevorstehenden Arbeiten besser gewachsen zu sein. Gewihlt
werden als Obmann Hans Rubach, als Schriftfithrer Heinrich
Rieck, als Kassierer Adolf Budziszewski und als weitere Mit-
glieder August Bruhns, Heinrich Guthardt, Otto Riegel und
Franz Francke.’

Doch zuriick zu den Geschehnissen im Februar 1919. Auch
in Wentorf leidet in diesem ersten Nachkriegswinter ein groBer
Teil der Bewohner an Brennstoffmangel und Lebensmittel-
knappheit. Besonders betroffen sind die Arbeiterfamilien ohne
Grundbesitz und Vermogen. Die Sozialdemokraten vermuten,
daB die Bauern und die von ihnen als Kriegsgewinnler angese-
henen Kaufleute in Neu-Wentorf groBere Mengen an Lebens-
mitteln horten und sie der allgemeinen Verteilung an die notlei-
dende Bevolkerung entziehen. Am 3. 2. 1919 fithrt deshalb der
Arbeiterrat bei den Bauern und einigen wohlhabenden Biir-
gern Haussuchungen durch, um nach gehamsterten Lebensmit-
teln zu suchen. Und als dann wenige Tage spater, am 11. 2.
1919, der Obmann des Arbeiterrates dem Gemeindevorsteher
verbietet, vom ,Gemeinniitzigen Verein Wentorf/Reinbek*
beantragte und bereits auf die Tagesordnung der Gemeinde-
vertretung gesetzte Besprechungspunkte zu verhandeln, zeigt
sich der biirgerliche Teil der Bevolkerung emport.’

Uber die Haussuchungen und die Art und Weise, wie diese
von einigen der Betroffenen wahrgenommen wurden, geben
die beiden nachfolgend zitierten Beschwerden des in Neu-
Wentorf ansissigen Privatiers John Prigge und des ebenfalls
dort wohnenden Fabrikdirektors Wilhelm Alfeis Auskunft.*
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John Prigge Wentorf-Reinbeck, 5. Februar 1919
Fernsprecher
1109 Amt Bergedorf

Hierdurch erlaube ich mir daf3 Kénigliche Landratsamt fol-
gendes zu unterbreiten, am Montag den 3. Februar Morgens 10
Uhr bis 11': Uhr sind 2 Soldaten sowie 2 Arbeiter aus Wentorf in
meinem Hause gekommen mit dem Bemerken, sie kimen vom
Arbeiter- und Soldatenrat aus Ratzeburg und hitten Order, in
meinem Hause alles durchzusuchen, dann wurde ein Soldat
beauftragt mit der Bewachung des Telefons, damit keiner ans
Apparat gehen durfte, sodann sind die beiden Arbeiter sowie ein
Soldat bei die Haussuchung gegangen und haben jedes Zimmer,
Jjeder kleine Winkel und Raum, Keller, Kiiche etc. aufs griind-
lichste untersucht, auf die Frage, was die Herren iiberhaupt
suchten, wurde nur gesagt, das werde ich spater erfahren. So-
dann sind simmitliche Bodenriumlichkeiten, Kisten, Kasten,
Topfe, Korbe, alles wurde ausgepackt und gedffnet, jedes kleine
Paket und wenn es nur ein Gewicht von ca /: Pfund war, mufite
geoffnet werden. Sehr frech und rabiat hat sich besonders der
Arbeiter Adolf Budziszewsky benommen, der ein Stiickchen
Wurst von ca. /> Pfund und 3 Stiickchen Speck im Gewicht von
zusammen ca 6: Pfund lange Zeit in seine Hiande nahm, und
Aufklirung verlangte, wo ich selbiges her hatte, ebenfalls mufte
ich Auskunft erteilen iiber 3 Pfund Mehl und Haferflocken. So
finde ich es als eine Anmafung und Vergewaltigung von Seitens
des Arbeiterrates, welches von einem Herrn namens Rubach
ausgeht, der erklirt, dafp nur Er" die volle Polizeigewalt in
Wentorf hat und weder Amisvorsteher noch Landrat Ihm Be-
fehle erteilen diirfen, und ganz nach Belieben und zu jeder Zeit
Haussuchungen unternehmen kann bei wem er will, da derselbe
die Vollmacht von Schleswig in Hinden hat, daf er als Obmann
des Arbeiter Rats dazu befugt ist, ich méchte nebenbei erwih-
nen, daf} in meinem Hause 3-4 Pfund Haferflocken und Mehl,
7' Stiick Wurst Gewicht 9 Pfund sowie 6% Pfund Speck alles
aus meiner eigenen Schlachtung sowie 100 Eier beschlagnahmt
sind, mit dem Bemerken und Drohung, diese Gegenstinde nicht
anzuriihren bis mir Order erteilt wird, vom Arbeiter Rath was
damit geschehen soll. Ich méchte nun freundlichst das Konigli-
che Landratsamt ersuchen, mir umgehend mitteilen zu wollen
wie ich mich zu verhalten habe, wenn die Herren Arbeiter und
Soldaten kommen sollten um selbiges bei mir abzuholen, oder
wenn dieselben mir iiberhaupt nur in absehbarer Zeit keine
Nachricht zukommen lassen.

Ich méchte nicht unerwihnt lassen, daf3 der Arbeiter Budzis-
zewsky erst seit Oktober 1918 verheiratet ist und seit der Zeit in
Wentorf ansdssig ist, meines (Wissens) ist der Mann polnischer
Abstammung und vor nichts zuriickschreckt, noch mehr zur
Auskundschaftung und ausspionieren sind, wo eventuell nicht
allein Lebensmittel, sondern samtliche Silber und Werthsachen
sich befinden, falls die Zeit kommen sollte wo Raub und Mord
auf der Tagesordnung steht, um baldige gefl. Antwort wird
gebeten mit aller Hochachtung

Ergebenst John Prigge
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Wilhelm Alfeis Wentorf, den 4. Februar 1919
Fabrikdirektor Post Reinbeck
Titl. Landratsamt
Ratzeburg

Hierdurch fiihre ich Beschwerde iiber das Gebahren des
Kaufmanns Hans Rubach, Wentorf, und stelle Antrag auf Ver-
folgung und Bestrafung wegen unberechtigter Anmaflung einer
Dienstgewalt, wegen Bedrohung und wegen Hausfriedensbruch
bzw. Anstiftung zum Hausfriedensbruch.

Rubach hat als Vorsitzender des Arbeiterrats in Wentorf am 3.
Februar in einer grofien Anzahl von Privathausstinden, u. a.
auch bei mir, Haussuchungen vornehmen lassen, wozu er kei-
neswegs berechtigt ist. Rubach hat sich vom Leiter der militiri-
schen Gemeindewache, Herrn Singelmann, eine grof3ere Anzahl
von Leuten zur Verfiigung stellen lassen. Er hat Singelmann
(Beweis dessen Zeugnis) lediglich durch die Angabe dazu veran-
laft, daf er angegeben hat, er, Rubach, iibe kraft einer ihm
direkt von der Regierung in Schleswig ausgestellten Vollmacht
die hochste Polizeigewalt in Wentorf aus, und er verlange, daf3
ihm die Wachmannschaften zur Verfiigung gestellt wiirden. Es
handelt sich dabei um Wachmannschaften, welche von der Ge-
meinde gestellt und lediglich aus der Gemeindekasse bezahit
werden zu dem einzigen Zweck, um durch Patrouillengehen die
Ortsansissigen vor Diebstihlen und riuberischen Uberfiillen zu
schiitzen. Schon deshalb kam also die Heranziehung von sol-
chen Wachmannschaften fiir den Zweck garnicht in Betracht.
Aber auch im iibrigen erscheint das Vorgehen Rubachs durch-
aus unzuldssig. Rubach hat den Leuten einen Zettel mitgegeben,
den er unterzeichnet hat und in dem erwahnt war, daf} er Haus-
suchungen anordnet. Rubach selbst hat an den Haussuchungen
personlich nicht teilgenommen, was, auch wenn er eine wirklich
gliltige Vollmacht von Haussuchungen besessen haben wiirde,
ebenfalls unzulissig sein wiirde, da es nicht angingig ist, daf
jemand, dem eine Vollmacht zur Vornahme von Haussuchun-
gen erteilt ist, diese auf eine beliebige Anzahl anderer Personen
ibertrigt. In dem vorliegenden Fall bestreite ich aber, daf$ Ru-
bach iiberhaupt eine Vollmacht zur Vornahme von Haussu-
chungen gehabt hat, da im Amisblatt ausdriicklich veroffentlicht
ist, daff Haussuchungen nur unter Hinzuziehung der Ortspoli-
zeibehorde vorgenommen werden diirfen.

Rubach hat also auch in meine Wohnung Leute entsandt, die
mit Gewehr erschienen, wahrend meiner Abwesenheit energisch
Einlaf3 begehrten und meiner Frau erklirten, daf sie ihnen das
ganze Haus zu zeigen hdtte. Auflerdem wurde meine Frau ge-
waltsam gehindert zu telephonieren, die Leute setzten vielmehr
einen Posten vor das Telephon und verhinderten telephonische
Benachrichtigung einer Behorde, ebenso telephonische Benach-
richtigung an mich. Auch ein derartiges Verhalten ist nicht nur
unzulassig, sondern es ist Bedrohung und Entziehung der per-
 sonlichen Freiheit. Ich verlange dieserhalb ganz energische Be-
strafung Rubach’s, da dieser den Leuten diesen Auftrag erteilt
hat. Derselbe Vorfall mit dem Telephon hat sich nicht nur bei
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mir, sondern auch bei meinem Nachbarn, Herrn Prigge, abge-
spielt, dem man ebenfalls sofort erkldrt hat, sein Telephon sei
gesperrt, indem man einen Posten davor stellte.

Nachdem 4 Personen ca. 1/: Stunden mein Haus durchsucht
haben, haben dieselben sich wieder entfernt. Die geringfiigigen
Vorrdte, die sie entdeckt haben, sind auf durchaus legalem Wege
in meinen Besitz gelangt, sie sind mir von meinem Bruder und
meinen Freunden aus Ruminien und aus dem beseitzten Gebiet
im Osten im vorigen Jahre zugesandt worden.

Als bezeichnend erwihne ich noch, daf} die Leute wiederholt
meine Frau angegangen sind, wo denn die Sicke mit Lebensmit-
teln seien, von denen ihnen gesagt sei, daf sie bei mir vorhanden
seien. Also mufi Rubach auch in dieser Beziehung die Leute
scharf gemacht haben, und ich bitte, das Gesamtergebnis aller
vorgenommenen Haussuchungen zu priifen, und es wird danach
ohne weiteres festgestellt werden, daf3 von grofien Vorrdten kei-
nesfalls die Rede sein kann. Rubach war dieses auch genau
bekannt, es handelt sich bei dem Vorgehen Rubach’s lediglich
um personliche Racheakte, da er hochst aufgebracht dariiber
war, daf} seine Sozialdemokratische Partei, deren Vorsitzender
er ist, bei den stattgehabten Wahlen nicht die Majoritit erlangt
hat. Er hat diesbeziiglich mir gegeniiber bereits mit seiner Unzu-
friedenheit nicht zuriickgehalten und hervorgehoben, daf er das
Ergebnis auf die energische und zielbewufite Propaganda der
Biirgerlichen Wahlausschufimitglieder, zu denen in erster Linie
ich gehore, zuriickfiihren miisse.

Im iibrigen bemerke ich zur Kennzeichnung Rubach’s, daf}
dieser, der in meiner nichsten Nihe wohnt, vor mehr als Jahres-
frist zu mir kam und mir sagte, daf} es ihm pekuniar sehr schlecht
gehe, daf} er Schulden itiber Schulden habe, dafl er in seiner
Eigenschaft als Beamtenstellvertreter im Kriegsministerium nur
sehr wenig verdiene, daf} er nicht ein noch aus wisse, und daf} er
deshalb mich dringend bitte, doch aus freundnachbarlichem
Gefiihl heraus fiir ihn ein Ubriges zu tun, ihn fiir meinen Ge-
schiftsbetrieb zu reklamieren und ihn interimistisch wahrend
des Krieges anzustellen. Da Rubach sehr dringend und instindig
bat und einige Zeit darauf auch seine Frau mich wiederholt bat,
fiir ihren Mann etwas zu tun, Rubach mir auch schriftlich von
Berlin aus seine traurige Lage immer wieder hervorhob, so
reklamierte ich ihn erfolgreich, stellte ihn mit einem Jahresgehalt
von M 6000,- in meinem Betriebe zundchst in Miinchen und
dann, als er sich dort nicht bewdhrte, in Breslau an. Es geschah
dieses lediglich aus reinem Menschlichkeitsgefiihl. Anfang De-
zember vorigen Jahres schied Rubach aus meinen Diensten aus,
weil er sich der Titigkeit in seiner Sozialdemokratischen Partei
annehmen wollte. Ich zahlte ihm dann freiwillig trotz seines
friiheren Austritts das Gehalt fiir den ganzen Monat Dezember.
Wie bei dieser Sachlage das gehiissige und hinterlistige Vorgehen
Rubach’s zu werten ist, bedarf keiner weiteren Erérterung.

Nicht unerwihnt lasse ich endlich, daf die Frau des p. Rubach
sich wiederholt damit geriihmt hat, daf} sie forigesetzt grofie
Quantititen Lebensmittel hamstere. Sie hat (Beweis Zeugnis der
Frau Hamann, Wentorf) u. a. erzahlt, daf sie erst vor einiger
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* LAS 320/Rz Nr. 582: Schreiben des
stellvertr. Gemeindevorstehers Holtig
an den Landrat in Ratzeburg/St. Ge-
orgsberg v. 13. 2. 1919,

% LAS 320/Rz Nr. 548 - Die politische
Umgestaltung im Kreis, Blatt 27,
Vign. Nr. 967 und 968 aus dem Amts-
blatt des Regicrungsprasidenten von
Schleswig-Holstein fiir das Jahr 1918.
7 LAS/Rz Nr. 582: Schreiben des Bei-
geordneten Barth an den Landrat
Mathis v. 28. 2. 1919.

Zeit 80 Pfund Weizen gehamstert habe. Rubach selbst hat mir
wiederholt gesagt, daf} seine Frau allwéchentlich in die Gegend
von Miissen/Biichen fahre und von dort Hunderte von Eiern,
Butter, Speck und dahnliche Sachen mitbringe. Ebenso hat sich
Rubach mir gegeniiber stets damit geriihmt, daf} er noch nie-
mals, wenn er unterwegs sei, Lebensmittelkarten gebraucht
habe, sondern daf es ihm stets gelinge, sich alles unter der Hand
zu beschaffen. Aus Vorstehendem geht hervor, daf} gerade Ru-
bach die denkbar ungeeignetste Persénlichkeit dafiir sein diirfte,
um sachgemdfl vorzugehen, und daf} vor allen Dingen festge-
stellt werden miifite, ob und welche Vorrite Rubach hat und ob
dieser nicht etwa gerade einen Handel mit derartigen Sachen
betreibt.

Indem ich zum Schlusse nochmals ergebenst bitte, gegen Ru-
bach energisch vorzugehen und gleichzeitig erwdhne, daf3 auf
einer gestern, am 3. cr., abgehaltenen, von 72 Personen besuch-
ten Versammlung des Gemeinniitzigen Vereins das Verhalten
Rubachs mit allgemeiner Empérung aufgenommen wurde, und
daf alle Anwesenden, unter denen sich auch eine Anzahl Ange-
horiger der Sozialdemokratischen Partei, u. a. auch der Leiter
des Wachkommandos, Herr Singelmann, befanden, energisch
dafiir gestimmt haben, daf} abseiten der Behdrden unverziiglich
die erforderlichen Schritte getan werden miifiten, um die uner-
horten Treibereien des Rubach, der sich allseitiger Unbeliebtheit
erfreut, unmdoglich zu machen, zeichne ich

Hochachtungsvoll
Wilhelm Alfeis

Der bereits erwidhnte Eingriff in die Verhandlungen der Ge-
meindevertretung war auch fir den Gemeindevorsteher An-
laB, sich beim Landrat iber das Vorgehen des Arbeiterrates
und besonders seines Obmanns Rubach zu beschweren. Vor
allem aber bat er um Auskunft dariiber, ob der ortliche Arbei-
terrat iiber Polizeigewalt verfligt und ob er berechtigt ist, obrig-
keitliche Funktionen auch nach der in Kiirze stattfindenden
Neuwahl der Gemeindevertretung auszuiiben.’

Von dem Landrat war aufgrund der vorliegenden Beschwer-
den zu priifen, ob der Arbeiterrat in Wentorf rechtmiBig ge-
handelt hatte. Dieses wurde von ihm unter Hinweis auf die im
Amtsblatt der Regierung von Schleswig-Holstein fiir das Jahr
1918 unter den Nrn. 967 und 968 veroffentlichten Richtlinien
iber die ,,Organisation der Arbeiter- und Soldatenrite in Schles-
wig-Holstein* und iber ,,Beschlagnahmen durch Arbeiter- und
Soldatenrite* ohne weitere Begriindung verneint.®

Eine differenziertere Stellungnahme gab der dem Landrat
beigeordnete Vertreter des auf Kreisebene gebildeten Arbei-
ter- und Soldatenrates, Barth, in einem Schreiben an den Land-
rat zu den Vorgingen in Wentorf ab.” Er fiihrte u. a. aus, daB
der Arbeiterrat Wentorf nach den einschligigen Bestimmun-
gen gewihlt worden sei und ihm deshalb auch rechtmiBig
bestehenden Arbeiterriaten zugesprochene Rechte zustinden.
Zu diesen gehore es auch, fiir die Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und Ordnung zu sorgen, was den Begriff , Polizeige-
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walt™ in sich berge. Es sei auch Aufgabe der Arbeiterrite, die
Sicherung einer gerechten Lebensmittelverteilung zu liberneh-
men. Streitfrage sei lediglich, ob der Arbeiterrat bei den Haus-
suchungen die ihm gezogenen Grenzen uberschritten habe.
Letzeres miisse von ihm bejaht werden, weil die Sicherheitswa-
che von Wentorf nicht als ein ,, Polizeiorgan* im Sinne der
.Richtlinien tiber Beschlagnahmen durch Arbeiter- und Solda-
tenrdte* angesehen werden konne. Begleiterscheinungen wie
die Sperrung der Telefone lieBen sich bei solchen Aktionen
aber leider nicht immer vermeiden.

Zu den weiteren Beschwerden des Gemeindevorstehers
riumte der Beigeordnete ein, daB der Arbeiterrat nicht unbe-
dingt richtig gehandelt habe, als er die Behandlung von 3
Tagesordnungspunkten der Gemeindevertretersitzung verhin-
derte. Ein Vetorecht stehe dem Arbeiterrat nur bei der Be-
schluBfassung tiber einzelne Punkte der Tagesordnung zu. Zu
der Frage, ob der Arbeiterrat nach Zusammentritt der neu
gewihlten Gemeindevertretung noch irgendwelche Funktio-
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Flughlant der (M)SPD zu den ersten
Wahlen der Republik 1919, das in den
preuflischen Gemeinden, zu denen
auch Wentorf gehdrte, verteilt wurde.



¥ Die Wahlen zum Reichstag am 19. 1.
1919 und zum preuBischen Landtag
am 26. 1. 1919 hatten in Wentorf fol-
gende Ergebnisse: a) Reichstagswahl:
SPD: 387, DDP: 187, DNVP: 76, Zen-
trum: 9, DVP: 174,

b) Wahl zum preuBischen Landtag:
SPD: 379, DDP: 197, DNVP: 99, Zen-
trum: 9, DVP: 128.

? Bei den Wahlen zur Gemeindever-
tretung am 2. 3. 1919 errcichic dic
SPD 382 Stimmen und damit 4 von 9
Sitzen in der Gemeindevertretung.

' LAS 302/Rz Nr. 582.

nen ausiibe, konne er sich nicht duBern, weil entsprechende
Richtlinien noch nicht vorlédgen.

SchlieBlich teilte der Beigeordnete dem Landrat noch mit,
daBl die Arbeiterrite im Kreisgebiet inzwischen eingehende
Instruktionen iiber die von ihnen zu beachtenden gesetzlichen
Bestimmungen erhalten hatten.

Fiir den Kreisarbeiterrat und wohl auch fiir den Landrat war
die Angelegenheit damit erledigt. Hinweise darauf, daB der
Streit forgefiihrt wurde, sind jedenfalls nicht vorhanden. Der
Arbeiterrat Wentorf ist in der folgenden Zeit auch nicht mehr
offentlich in Erscheinung getreten. Dieses ist auch damit zu
erkldren, daB am 2. Mirz 1919 die neue Gemeindevertretung
gewihlt wurde, der dann auch 3 Vertreter des Arbeiterrates als
Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion angehorten.

Zu beantworten bleibt noch, was den Wentorfer Arbeiter-
rat, der in den ersten Monaten seines Bestehens kaum in Er-
scheinung getreten war, zu seinen Aktionen im Februar 1919
veranlaBt hatte. Ausschlaggebend diirfte die Enttauschung
uber das Abschneiden der Wentorfer Sozialdemokraten bei
den vorangegangenen Wahlen zum Reichstag am 19. 1. 1919
und zum preuBischen Landtag am 26. 1. 1919 gewesen sein, bei
denen es der SPD trotz eines beachtlichen Stimmanteils nicht
gelungen war, die biirgerlichen Parteien auf den 2. Platz zu
verweisen.® Der Arbeiterrat wollte im Ort unter Beweis stel-
len, daB die Arbeiterschaft noch Macht besaB, in der Hoff-
nung, dadurch bei den bevorstehenden Wahlen zur Gemeinde-
vertretung eine Mehrheit fiir die SPD zu erreichen.’

Zur Kennzeichnung der Person des Fabrikdirektors Alfeis
sei noch angemerkt, daB dieser einige Wochen nach den ge-
schilderten Ereignissen versuchte, den SpieB herumzudrehen,
indem er nun seinerseits den ihm besonders unsympathischen
Hans Rubach zur Anzeige brachte. Mit Schreiben vom 22. 3.
1919 beantragte er beim Kreiswirtschaftsbiiro in Ratzeburg,
Haussuchungen bei Rubach vorzunehmen, weil dieser fortge-
setzt Lebensmittel im Schleichhandel erwerbe und seine Frau
stindig in die Gegend von Biichen fahre, um dort Eier, Butter,
Mehl und Weizen zu hamstern.

Zu vermuten ist, daB diese Behauptungen iiber das Verhal-
ten des Sozialdemokraten Rubach in den Bereich des boswilli-
gen Klatsches zu verweisen sind, denn die auf den Antrag hin
bei ihm vorgenommene Haussuchung blieb nach Angaben des
Gendarmeriewachtmeisters Drews ohne Ergebnis. '

DaB Alfeis mit seiner Anzeige abgewartet hatte, bis Klarheit
iiber die Mehrheitsverhiltnisse im neuen Gemeinderat be-
stand, kann ebenfalls nur vermutet werden, ist aber wahr-
scheinlich.

Die geschilderten Ereignisse sind untypisch fiir die Aktionen
der Arbeiterrite in den landlich strukturierten Gebieten des
Kreises Hzgtm. Lauenburg und sicher im wesentlichen auf den
personlichen EinfluB des Obmanns Rubach zuriickzufiihren.
Der Mut, sich gegen die alten Michte des Obrigkeitsstaates
aufzulehnen, ist nur selten zu erkennen. In der Regel be-
schrinkte sich die Titigkeit der Rite im Kreisgebiet auf die
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Mitwirkung bei der Losung aktueller Probleme in den Gemein-
devertretungen. Die teils vage formulierten Zustindigkeiten
und die nur in Form von Richtlinien vorliegenden Anweisun-
gen fiir die Rite machten es ihren burgerlichen Kritikern im-
mer wieder leicht, auf ihre mangelnde Legalitat hinzuweisen
und die hidufig politisch wenig geschulten Mitglieder der Arbei-
terrate zu verunsichern. Auch hierin ist sicherlich ein Grund fiir
die relativ rasche und widerstandslose Auflosung der Arbeiter-
riate vor allem in den lindlichen Gebieten zu sehen.
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	„Die unerhörten Treibereien des Rubach"
	Abbildungen
	Untitled
	Blick auf die Villenkolonie Neu-Wentorfin den 20er Jahren. In diesem landschaftlich reizvollen Gebiet hatten sich  um die Jahrhundertwende überwiegend wohlhabende Hamburger Kaufleute angesiedelt. Ein Grund dafür dürfte die günstige Verkehrslage des Gebietes durch die Nähe des Reinbeker Bahnhofs gewesen sein. Am oberen Bildrand bt die Bille zu erkennen. Die von den Haussuchungen des Arbeiterrates im Februar 1919 betroffenen Vitlenbesitzer lebten alle in diesem Gebiet – siehe Anmerkung 3. Der Obmann des Arbeiterrates Rübach wohnte  ebenfalb in diesem Viertel. (Foto: H. E. Krause, Wentorf)
	Flugblatt der (M)SPD zu den ersten Wahlen der Republik 1919, das in den preußbchen Gemeinden, zu denen auch Wentorf gehörte, verteilt wurde.


